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1.0 GRUNDSÄTZLICHES 

 Das Hessische Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz hat im Juli 2014 eine neue Arbeitshilfe zur Berücksichtigung wasserwirt-

schaftlicher Belange in der Bauleitplanung eingeführt. 

 Die nachfolgende Stellungnahme ist entsprechend dieser Arbeitshilfe gegliedert und 

beschäftigt sich ausschließlich mit wasserwirtschaftlichen Belangen. 

1.1 Allgemein 

 Bauleitplanungen finden auf zwei Planungsebenen statt: in der vorbereitenden Bau-

leitplanung mit dem Flächennutzungsplan sowie in der verbindlichen Bauleitplanung 

mit dem Bebauungsplan (§1 Abs. 2 BauGB) 

1.2 Wasserwirtschaftliche Belange im Regionalplan und im regionalen Flä-
chennutzungsplan 

 Regionalplan und regionaler Flächennutzungsplan enthalten wasserwirtschaftliche 

Vorgaben. 

 Nicht im Bauleitplan berücksichtigte Vorgaben aus dem Regionalplan entfalten jedoch 

keine Rechtswirkung in Bezug auf wasserrechtliche Bestimmungen. 

 Grundsätzlich sind daher alle wasserrechtlichen Bestimmungen für sich zu betrachten 

und einzuhalten. 

1.3 Wasserrechtliche Bestimmungen im Bauleitplanverfahren 

 Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind im Bauleitplanverfahren folgende Belange zu berück-

sichtigen: 

• Die Auswirkungen auf das Wasser (Nr. 7 a) 

• Der sachgerechte Umgang mit Abwässern (Nr. 7 e) 

• Die Darstellung von Plänen des Wasserrechts (Nr. 7 g) 

• Die Versorgung mit Wasser (Nr. 8 e) 

• Der Hochwasserschutz (Nr. 12) 

1.4 Bodenschutz in der Bauleitplanung 

 Das BauGB regelt in § 1 Abs. 6 Nr. 7, dass die Belange des Umweltschutzes bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen sind. 

 Die Berücksichtigung der Bodenschutzbelange stellt hierbei eine eigenständige An-

forderung an die bauleitplanerische Abwägung dar. 
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 HMUELV und HMWVL haben hierzu die die gemeinsam erstellte „Arbeitshilfe zu Be-

rücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung 

nach BauGB in Hessen“ eingeführt. 

 

2.0 BERÜCKSICHTIGUNG WASSERRECHTLICHER VORGABEN 
BEI DER AUFSTELLUNG KONKRETER FESTSETZUNGEN IN 
BAULEITPLÄNEN 

2.1 Überschwemmungsgebiet 

2.1.1 Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete durch Bauleitpläne oder sonstiger 

Satzungen nach BauGB 

 Das Plangebiet liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet. 

2.1.2 Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

 Das Plangebiet liegt nicht in einem überschwemmungsgefährdeten Bereich. 

2.2 Wasserversorgung / Grundwasserschutz 

 Die Stadt Groß-Umstadt betreibt eine eigene Wasserversorgung. Zu diesem Zweck 

werden jährlich ca. 1,1 Mio. m³ Trinkwasser aus Tiefbrunnen und Quellen gefördert. 

Die genehmigten Fördermengen von insgesamt 1.676.840 m³ pro Jahr reichen auch 

für die Versorgung des geplanten Baugebietes aus. 

2.2.1 Bedarfsermittlung 

 Der zusätzliche Wasserbedarf für die ca. 2,1 ha große Erweiterungsfläche (ca. 60 

Wohneinheiten gem. beigefügter Anlage) wird auf Grundlage von Erfahrungswerten 

wie folgt ermittelt: 

Annahmen: ca. 60 Wohneinheiten (WE) a 2,5 Einwohnern, 
Wasserverbrauch 130 l/Ed 

 Wohngebiet: 60 WE x 2,5 E / WE  = 150 Einwohner 

0,130 m³/Ed  x  150 E   x  365 d/a  =  7.117,5 m³/a 
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2.2.2 Deckungsnachweis 

 Die genehmigten Fördermengen von insgesamt 1.676.840 m³/a sind deutlich höher 

als der mittlere Jahresverbrauch von ca. 1,1 Mio. m³/a. 

Löschwasser 

Das Plangebiet kann für zwei Stunden mit 48 m³/h versorgt werden. Umgerechnet 

entspricht das 800l/min. 

Quelle: DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt W 405 

Gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 dürfte die zur Verfügung stehende Löschwasser-

menge von 48 m³/h für die Mehrzahl der Bauvorhaben ausreichend sein. 

Im Bauantragsverfahren ist jeweils zu prüfen, ob die Voraussetzungen gem. obiger 

Tabelle erfüllt sind. 
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In den Fällen in denen die Voraussetzungen zur Einstufung des Bauvorhabens in die 

Rubrik kleine Gefahr der Brandausbreitung nicht gegeben sind, enthält der Bebau-

ungsplan den Hinweis: 

„Kann die angegebene Löschwassermenge nicht vom öffentlichen Was-

serversorgungsnetz und /oder aus unerschöpflichen Wasserquellen 

(z.B. offene Gewässer) erbracht werden, so ist ein Wasservorrat durch 

eine andere Maßnahme (Löschteich, Löschwasserbrunnen oder -behäl-

ter) sicherzustellen.“ 

2.2.3 Technische Anlagen 

 Das Plangebiet kann an die vorhandene Wasserleitung in den Straße „Buschweg“, 

angeschlossen werden. 

 Für die Sicherstellung der Trink- und Löschwasserversorgung innerhalb des Plange-

bietes ist eine entsprechend dimensionierte Ringleitung und der hydraulische Nach-

weis im Zuge der Entwurfsplanung erforderlich.  

 Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand sind an dem vorhandenen Wasserversor-

gungsnetz keine Sanierungsmaßnahmen erforderlich. 

 Sofern einzelne Bauvorhaben in die Kategorien mittlere oder große Gefahr der 

Brandausbreitung einzustufen sind, sind auf den entsprechenden Grundstücken ge-

mäß dem Hinweis im Bebauungsplan entsprechende Wasservorräte durch andere 

Maßnahmen bereitzustellen. 

2.2.4 Schutz des Grundwassers 

 Das Plangebiet liegt wie aus dem regionalen Raumordnungsplan zu ersehen ist in 

keinem für die Grundwassersicherung vorgesehenem Gebiet. 

2.2.5 Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet 

 Das Plangebiet liegt in einer Wasserschutzzone IIIB im Festsetzungsverfahren, 

WSG-ID 432-096. 

 Gemäß dem regionalen Raumordnungsplan befindet sich das Plangebiet weder in 

einem festgesetzten, noch in einem geplanten Heilquellenschutzgebiet. 

2.2.6 Verminderung der Grundwasserneubildung 

 Das auf den Dachflächen anfallende bzw. überschüssige Niederschlagswasser sollte, 

sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen, 
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gesammelt und z.B. als Brauchwasser oder zur Grünflächenbewässerung genutzt 

werden. 

 Durch diese Vorgaben wird der Anteil der versiegelten Flächen begrenzt. 

 Durch versickerungsfähige Befestigung der Stellplätze, Zufahrten, Wege, Hofflächen 

und Terrassen kann eine Reduzierung der Bodenversiegelung erreicht werden. 

2.2.7 Versickerung von Niederschlagswasser 

 Gemäß vorliegendem Bodengutachten ist im Plangebiet mit Durchlässigkeiten im Be-

reich von kf = 9,6 x 10-7 m/s bis 7,9 x 10-7 m/s zu rechnen. 

 Die anstehenden Böden sind daher für die Versickerung nennenswerter Mengen an 

Oberflächenwasser nicht geeignet. 

2.2.8 Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rahmen 

der Bauleitplanung grundsätzlich die minimalen und maximalen Grundwasserflurab-

stände zu berücksichtigen. 

Gemäß den bei dem HLNUG vorliegenden Grundwasserkarten schwankt der Grund-

wasserflurabstand im Wesentlichen im Bereich zwischen 10 und 15 m. 

2.2.9 Lage im Einflussbereich eine „Grundwasserbewirtschaftungsplans“ 

Trifft nicht zu. 

2.2.10 Bemessungsgrundwasserstände 

Siehe 2.2.7 und 2.2.8. 

2.2.11 Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Trifft nicht zu. 

2.2.12 Einbringen von Stoffen in das Grundwasser 

Sofern Versickerungsanlagen zur Anwendung kommen, ist die Notwendigkeit einer 

Regenwasservorbehandlung im Einzelfall gemäß Merkblatt DWA-M 153 zu prüfen. 

2.3 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

2.3.1 Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Das geplante Wohngebiet grenzt nicht an ein Gewässer 
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2.3.2 Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben 

Das geplante Wohngebiet grenzt nicht an ein Gewässer. 

2.3.3 Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Trifft nicht zu. 

2.3.4 Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer 

Trifft nicht zu. 

 

2.4 Abwasserbeseitigung 

2.4.1 Gesicherte Erschließung 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind nach § 1 Abs. 6 BauGB der sachgerechte 

Umgang mit Abwasser und die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen. Zur 

Erschließung gehören eine geordnete Abwasserbeseitigung und eine naturverträgli-

che Niederschlagswasserbewirtschaftung. 

2.4.2 Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 

2.4.2.1 Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

 Kläranlage 

Die Stadt Groß-Umstadt betreibt eine eigene biologische Kläranlage. Die Anlage ist 

in der Lage die zusätzliche anfallenden Schmutzwassermengen aufzunehmen und 

zu reinigen. 

 Kanal 

Die Entwässerung des geplanten Baugebietes erfolgt im Mischsystem.  

Hierzu ist es erforderlich im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein neues Regen-

rückhaltebecken zu errichten. Siehe hierzu auch beigefügten Aktenvermerk vom 

04.11.2019. 

 Regenwassereinleitungen 

Trifft nicht zu 
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Mischwassereinleitungen 

Neue Mischwassereinleitungen sind nicht vorgesehen. Bauliche Änderungen an be-

stehenden Mischwassereinleitungen sind voraussichtlich nicht erforderlich. 

2.4.2.2 Reduzieren der Abwassermenge 

Niederschlagswasser aus Außengebieten fällt nicht an. 

Öffentliche Verkehrsflächen sollten soweit technisch möglich zur Reduzierung der ab-

flusswirksamen Niederschlagsmenge in Pflasterbauweise ausgeführt werden. 

Eine Empfehlung zur Regenwassernutzung durch Zisternen ist in den Hinweisen zum 

Bebauungsplan aufzunehmen. 

Die Stadt Groß-Umstadt erhebt eine gesplittete Abwassergebühr. Hierdurch wird die 

Bereitschaft zur Verwendung durchlässiger Materialien bei der Hofbefestigung, sowie 

die Begrünung von Dächern insbesondere im Neubaubereich gefördert. 

2.4.2.3 Versickerung des Niederschlagswassers 

Gemäß vorliegendem Bodengutachten ist im Plangebiet mit wenig durchlässigen Bö-

den zu rechnen. 

Die Errichtung von Versickerungsanlagen ist im vorliegenden Fall nicht zu empfehlen. 

2.4.2.4 Entwässerung im Trennsystem 

Trifft nicht zu 

2.4.2.5 Kosten und Zeitplan 

Folgemaßnahmen sind aus heutiger Sicht nicht erforderlich. 

2.5 Abflussregelung 

2.5.1 Abflussregelung 

Trifft nicht zu 

2.5.2 Vorflutverhältnisse 

Als Vorfluter für die Regenentlastungsanlagen der Mischwasserkanalisation dient die 

Semme, ein Nebengewässer der Gersprenz, die Gersprenz ist ein Nebengewässer 

des Mains. 
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2.5.3 Hochwasserschutz 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet. 

2.5.4 Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

Hochwasserschutzmaßnahmen sind nicht erforderlich. 

2.5.5 Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Private Verkehrsflächen sollten soweit technisch möglich zur Reduzierung der ab-

flusswirksamen Niederschlagsmenge in Pflasterbauweise mit versickerungsfähigen 

Belägen ausgeführt. 

Ein Gebot zur Regenwassernutzung durch Zisternen wird empfohlen. 

Die Stadt Groß-Umstadt erhebt eine gesplittete Abwassergebühr. Hierdurch wird die 

Bereitschaft zur Verwendung durchlässiger Materialien bei der Hofbefestigung, sowie 

die Begrünung von Dächern insbesondere im Neubaubereich gefördert. 

2.5.6 Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriegebieten 

Trifft nicht zu 

2.6 Besondere wasserwirtschaftliche Anforderungen bei vorhabensbezoge-
nen Bauleitplanungen für die gewerbliche Wirtschaft 

Trifft nicht zu. 

3. ANDERE WASSERWIRTSCHAFTLICHE BELANGE 

Sonstige wasserwirtschaftliche Belange werden nicht berührt. 

4. ALTLASTEN 

Im geplanten Baugebiet werden keine Altlasten vermutet. 

Aufgestellt: 

Groß-Zimmern, im Februar 2020 

 
 
 
 
 
....................................................................... 
Dipl.-Ing. Michael Reitzel 

Ingenieurbüro Reitzel 
GmbH & Co. KG 
Postfach 1160 

64840 Groß-Zimmern 
Tel. 0 60 71 / 97 07 –  0 
Fax. 0 60 71 / 97 07 – 77 

mail @ IB-Reitzel.de 
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Berechnung der Wohneinheiten 
 
 
Wohneinheitenermittlung (Basisdaten RP) 
 
Annahme :  
- 1 WE je Reihenhaus 
- 1,5 WE bei DH mit zwingend II VG 
- 1 WE bei EH je zwingend festgesetzten VG  
- 1 WE bei Geschossbauten je 100 m² Bruttowohnfläche / Geschoss  
 
Festsetzungen im Bebauungsplan zur Zahl der Wohnungen. 
In den Gebiete 1-3 sind je Einzelhaus nur maximal 2 Wohnungen und je Doppel-
haushälfte 1 Wohnung zulässig. Keine Regelung für Gebiet 4. 
 
Gebiet 1 
9 Einzelhäuser mit I VG > 9 WE 
 
Gebiet 2 
8 Einzelhäuser mit II VG > 16 WE 
2 Doppelhäuser > 4 DHH > 4 WE 
 
Gebiet 3 
10 Einzelhäuser mit II VG > 20 WE 
 
Gebiet 4 
Mehrfamilienhäuser 
GFZ 0,8 
Baugrundstücksfläche ca. 1070 m² x 0,8 (GFZ) > 856 m² GF 
+ Staffelgeschoss (als Nichtvollgeschoss 428 m² x 0,75 =321 m²)  > 1177 m² GF 
> ca. 8 - 11 WE 
 
 
Summe 57-60 Wohneinheiten (inkl. NVG bei MFG) 
 
 
Bruttofläche Neubaugebiet (ohne Versorgungsfläche u nd landwirtschaftl. Weg aber 
mit Spielplatz) 
 ca. 1,87 ha  
 
Annahme 58 Wohnungen / 1,87 ha = 31 Wohnungen je He ktar  
 
 
Ländlicher Siedlungstyp 25-40 Wohneinheiten je Hektar lt. Regionalplan Südhessen 2010 
 












